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Pfeiffer. Seit 2006 ist Gradauer
im Nationalrat und Budget-
sprecher der FPÖ. Die Politik
ist ihm zu wenig effizient: „Der
Leistungsdruck ist nicht gege-
ben. Es ist ein Wahnsinn wie
lange Dinge brauchen.“

BZÖ aus der Retorte.“ Wobei er
mit 67 Jahren altersmilde bei-
fügt: „Wir könnten eigentlich
wieder zusammengehen.“

Gradauer ist Pensionist, frü-
her arbeitete er als Prokurist
bei der Großhandelsfirma

bewusst gewesen, an seiner
Ideologie habe sich nichts ge-
ändert, beschreibt sich Gra-
dauer selbst. Deshalb war es
für ihn selbstverständlich der
FPÖ die Treue zu halten. „Die
FPÖ ist das Ursächliche, das

VON ANNETTE GANTNER

E
igentlich hätte Alois Gra-
dauer auch bei der SPÖ
landen können. Sein Vater

war Sozialdemokrat, im Alter
von 15 Jahren schloss sich Gra-
dauer allerdings der pennalen
Burschenschaft Bajuvaria an.
Sein Couleurname: Alarich,
nach dem Gotenkönig.

Seit 1981 ist Gradauer bei
der FPÖ. Der damalige FP-Lan-
desobmann Horst Schender
hatte ihn in die Politik geholt,
1984 wurde Gradauer erstmals
Gemeinderat in Kirchberg-The-
ning. „Natürlich war Jörg Hai-
der ein großes Vorbild“, sagt
Gradauer. „Er hat uns alle be-
geistert.“ Umso größer sei die
Enttäuschung gewesen, als Hai-
der das BZÖ von der FPÖ ab-
spaltete. Er sei immer heimat-

„Alarich“ und die Treue zur FPÖ

FPÖ
Geboren am: 14. 12. 1942
Wohnhaft in:
Kirchberg-Thening
Pensionist

Morgen: Hermann Krist (SPÖ)

Alois Gradauer

Meine Vorbilder in der Politik reichen
von Horst Schender bis Jörg Haider.

Meine erste Parlamentsrede war
zur Erbschafts- und Schenkungssteuer.
Ich war nervös, weil es doch etwas Be-
sonderes ist.

Freunde aus anderen Fraktionen?
Es gibt einige Mandatare anderer Par-
teien, zu denen ich ein sehr korrektes,
fast freundschaftliches Verhältnis habe.

Meine größte Enttäuschung war, als
Jörg Haider das BZÖ von der Mutter-
partei abspaltete.

Mein größter Erfolg? Die Wiederver-
einigung von FP-Landes- und Bundes-
partei, die ich mitverhandeln durfte.

Mein Lieblingsplatz in Wien? Habe
ich keinen.

Nachgefragt

O Ö N - S E R I E

Die OÖNachrichten
nutzen die
Sommerpause im
Parlament, um
Ihnen die
Nationalratsab-
geordneten aus
Oberösterreich
vorzustellen.

Unsere AbgeordnetenUnsere Abgeordneten
in Wienin Wien

E
in Hauptgrund, warum Frauen
nach wie vor deutlich weniger Geld
verdienen als Männer, ist zweifellos

die unterschiedliche Berufswahl. Sehr
viele Mädchen drängen
weiter in schlecht be-
zahlte Dienstleistungs-
branchen, obwohl sie in
technischen Berufen
deutlich besser verdie-
nen würden. Trotzdem
werden die jungen
Frauen lieber Friseurin als technische
Facharbeiterin, weil sie sich Letzteres
einfach nicht zutrauen. Wer aber in der
Schule schon erkennt, dass er durchaus
das Zeug für die Naturwissenschaften
und technisches Talent hat, ändert diese
Einstellung. Das hat eine Studie der Uni
Linz (siehe nebenstehender Artikel) er-
wiesen.

Bildungspolitiker sollten diese Er-
kenntnis ernst nehmen. Es wäre klug,
einen Schulversuch zu starten, in dem
Mädchen und Burschen in den klassi-
schen Naturwissenschaften wie Mathe-
matik oder Physik getrennt unterrichtet
werden. Wenn als Ergebnis mehr selbst-
bewusste Technikerinnen herauskom-
men, ist das den Versuch allemal wert.

E-Mail: a.edlinger@nachrichten.at
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Mädchen
und Buben
trennen –
warum
nicht?

Kluger Versuch

man sich auf Mädchen aus
Hauptschulen.

„Signifikanter Unterschied“

Das zentrale Ergebnis: Ein
höherer Mädchenanteil in
den Klassen führt dazu,
dass Mädchen anschließend
eher einen männlich-domi-
nierten Schultyp wie eine
HTL statt etwa einer HBLA
wählen. Erhöht sich der
Mädchenanteil in einer Klas-
se um elf Prozent – etwa von
50 auf 61 Prozent – steigt
die Wahrscheinlichkeit, dass
eine HTL gewählt wird um
4,8 Prozent. „Das ist ein sig-
nifikanter Unterschied. Das
Ergebnis ist robust, es hält
auch Placebotests stand“,
sagt Schneeweis.

Während sich die Be-
schäftigungsquoten von
Männern und Frauen annä-
hern, sind die Einkom-
mensunterschiede weiter
vorhanden, heißt es in der
Studie. Eine Erklärung sei
die Berufswahl der Ge-
schlechter. Während Män-
ner gutbezahlte Jobs an-
streben, wählen Frauen oft
schlecht bezahlte Dienst-
leistungsbranchen.

mögliche Erklärung sei:
Wenn keine oder wenige Bu-
ben in einer Klasse sind,
entwickeln Mädchen mehr
Selbstbewusstsein in jenen
Fächern, die als untypisch
für ihr Geschlecht gelten.
„Das ist ein Erklärungsan-
satz. Hinzu kommt das Ver-
halten der Lehrer und das
Klassenklima. Denn männli-
che Schüler erhalten mehr
Aufmerksamkeit, da sie lau-
ter sind und häufiger auf-
zeigen“, sagt Schneeweis.

Die Forscherin zieht als
Resümee: „Um Mädchen in
der freien Berufswahl zu
fördern, könnte man eine
Trennung in manchen
Schulfächern überlegen.
Eine gänzliche Trennung
auf Schulebene würde ich
aber nicht empfehlen“, sagt
Schneeweis.

Für ihre Untersuchung
haben die Linzer Forscherin-
nen die Daten von 19 Jahr-
gängen von Linzer Haupt-
schulen in den Jahren von
1988 bis 2006 herangezo-
gen. Da mehr als 80 Prozent
der Gymnasiasten nach der
achten Schulstufe an der
AHS bleiben, beschränkte

LINZ. Eine Studie der Uni
Linz zeigt, dass Mädchen
eher technische Berufe er-
greifen, wenn sie in natur-
wissenschaftlichen Fächern
in Klassen mit hohem Mäd-
chenanteil sitzen. Deshalb
sei es sinnvoll, in Mathe-
oder Physikstunden die Ge-
schlechter zu trennen.

Schülerinnen der achten
Schulstufe wechseln eher
in eine HTL, wenn sie vor-
her Klassen mit hohem
Mädchenanteil besucht ha-
ben. Das haben Nicole
Schneeweis und Martina
Zweimüller, Forscherinnen
am Institut für Volkswirt-
schaftslehre der Johannes
Kepler Universität Linz
(JKU) in einer Studie he-
rausgefunden.

Mehr Selbstbewusstsein

Schneeweis verweist auf
bereits bekannte For-
schungsergebnisse, wonach
sich Mädchen in reinen
Mädchenklassen eher für
Mathematik und Naturwis-
senschaften interessieren.
Mit der neuen Studie wird
dies untermauert. Eine

Linzer Studie empfiehlt
reine Mädchenklassen
für Mathe und Physik

Getrennter Unterricht brächte laut Studie mehr Technikerinnen. Foto: Volker Weihbold

Bonus für späteren
Pensionsantritt: Blecha
für Leitl-Vorschlag

ALPBACH. Auch SP-
Pensionistenchef Karl
Blecha, derzeit Vorsitzen-
der des Seniorenrats,
pocht auf Boni für Arbeit-
nehmer, die später in den
Ruhestand treten. „Es ist
höchst an der Zeit, ein
Anreizsystem für länge-
res Arbeiten zu schaffen“, sagte Blecha
am Rande des Forum Alpbach. Insofern
stehe er dem jüngsten Vorschlag von
Wirtschaftskammerpräsident Chris-
toph Leitl (VP) zur Erhöhung des Pensi-
onsantrittsalters positiv gegenüber. Der
Seniorenrat werde den Vorschlag im
Herbst mit der Regierung bei den Ver-
handlungen über die Pensionserhöhung
besprechen, kündigte Blecha an.

Das vergangene Woche von der Wirt-
schaftskammer präsentierte Bonus-Mo-
dell für „Spät-Pensionisten“ (die OÖ-
Nachrichten berichteten) sieht vor, dass
Arbeitnehmer, die über das reguläre Pen-
sionsantrittsalter hinaus in Beschäfti-
gung bleiben, ein Viertel ihres Pensions-
anspruchs zusätzlich zum Gehalt ausbe-
zahlt bekommen. Ein weiteres Viertel
soll der Arbeitgeber erhalten, der damit
weniger Lohnkosten hätte. Die Hälfte
verbliebe in der Pensionskasse.

Die Anhebung des gesetzlichen Pensi-
onsantrittsalters kommt für Blecha un-
terdessen „nicht in Frage“. Man sollte
stattdessen die Lücke zwischen dem ge-
setzlichen Antrittsalter und jenem Alter,
in dem die Österreicher tatsächlich in
Pension gehen, schließen, sagte Blecha.
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Zahl der Asylanträge
steigt wieder

WIEN. Während zu Be-
ginn des Jahres rund 800
Personen pro Monat in
Österreich um Asyl ange-
sucht haben, werden im
Innenministerium für den
August rund 1300 Anträ-
ge erwartet. Innenminis-
terin Maria Fekter (VP)
sieht darin ein „Alarmsignal“ und
drängt erneut auf die von ihr geforderte
Anwesenheitspflicht für Asylwerber in
Erstaufnahmezentren.

Ein drittes Erstaufnahmezentrum sei
aber nach wie vor nicht nötig, sagte die
Ministerin. Traiskirchen (Niederöster-
reich) und Thalham (Oberösterreich)
sind derzeit mit rund 350 bzw. 100 Per-
sonen noch nicht an der Grenze ihrer
Kapazitäten. Mit den Ländern Nieder-
und Oberösterreich wurde eine Maxi-
malzahl von 480 bzw. 120 Personen
vereinbart. Die beiden Ausgleichsunter-
künfte in Bad Kreuzen (Oberösterreich)
und in Reichenau (Niederösterreich)
sind allerdings schon voll.
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Streit um Eurofighter-Kosten
WIEN. Deutschland

habe beim Kauf seiner Eu-
rofighter pro Stück nur die
Hälfte dessen bezahlt, was
Österreich zahle, kritisiert
Grünen-Abgeordneter Pe-
ter Pilz mit Verweis auf
eine Anfragebeantwortung
aus dem deutschen Vertei-
digungsministerium. Demnach habe
Deutschland pro Eurofighter rund 57 Mil-
lionen Euro gezahlt, Österreich dagegen
rund 114 Millionen Euro, sagt Pilz. Öster-
reichs Verteidigungsminister Norbert Da-
rabos (SP) weist die Vorwürfe zurück: Für
die 15 „nackten“ Flugzeuge – also ohne
Wartungsverträge und Sonderausstattung
– habe Österreich 850 Millionen Euro be-
zahlt. Das ergebe pro Flugzeug einen
Stückpreis von 57 Millionen Euro.

Die Betriebskosten für die Eurofighter
der deutschen Luftwaffe sind laut „Spie-
gel“ unterdessen mit 73.992 Euro pro
Flugstunde fast doppelt so hoch wie ur-
sprünglich vorgesehen. Der „Tornado“,
das bisher teuerste Flugzeug der deut-
schen Luftwaffe, kostet im Vergleich rund
43.000 Euro pro Flugstunde.


